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Antrag 

der Abgeordneten Sabine Boeddinghaus, Insa Tietjen, Deniz Celik, Dr. Carola Ensslen, Olga Fritzsche, Norbert Hackbusch, Stephan Jersch, Metin Kaya, Cansu Özdemir, Dr. Stephanie Rose, David Stoop, und Mehmet Yildiz (DIE LINKE)
zu Drs. 22/XXXX der CDU zur Bürgerschaftssitzung am 01.12.2021 („Testchaos an Hamburgs Schulen beenden – Präsenzpflicht erst einmal wieder aussetzen“) 

Betr.:
Weihnachtsferien vorziehen – Schulschließungen verhindern
Während aufgrund der extrem hohen Fallzahlen an Schulen in Sachsen und Berlin Schulen wieder schließen, in Mecklenburg-Vorpommern schon erste Unterrichtsformate ausgesetzt werden, in Niedersachsen die Regeln für die Selbsttests der Schüler:innen verschärft werden, die Brandenburgische Kultusministerin und Vorsitzende der Kultusministerkonferenz, Britta Ernst, den Präsenzunterricht aussetzt und die Weihnachtsferien vorzieht, beschließt der Hamburger Senat bzw. die Behörde für Schule und Berufsbildung in diesem Bereich nichts zu tun – bei Inzidenzwerten der 0-9-Jährigen von 284,30 und der 10-19-Jährigen von 366,74 (22. November 2021).

Im Gegenteil, dem B-Brief der Schulbehörde vom 22. November 2021 zufolge werden ab sofort die Kontaktverfolgung, die Quarantäne und das Kohortenprinzip an Schulen beendet sowie die schulischen Daten zur Coronapandemie nur noch einmal wöchentlich erhoben.

Die dramatische Entwicklung der Coronakrise und der unvermindert extrem steile Anstieg der Infektionszahlen zwingt aber zum Handeln und nicht zur Tatenlosigkeit. Im Frühsommer hatten schon verschiedene fachliche Expert:innen und vorausschauende politische Beobachter:innen:innen öffentlich davor gewarnt, dass bei geringer Impfquote und weitreichender Lockerung der Eindämmungsmaßnahmen im Herbst wieder eine Infektionswelle durch das Land geht. Simsalabim – die vierte Coronawelle rollt seit Wochen, ohne dass effektive Maßnahmen beschlossen wurden. Besonders grassiert das Virus derzeit in der Gruppe schulpflichtiger Kinder. Wieder wurden seitens des Senats und der zuständigen Behörde keine wirksame Maßnahme ergriffen. Denn anscheinend reichen Masken im Unterricht, Lüften und Luftfilter nicht aus, um die Infektionen unter Schüler:innen in den Griff zu bekommen. Das Credo des Schulsenators, die Schulen seien sicher und Infektionen unter Hamburger:innen im schulpflichtigen Alter würden durch private Kontakte entstehen, unterstreicht nur seine Plan- und Konzeptlosigkeit in allen Bereichen der Beschulung. Seit einem Jahr das Gleiche zu wiederholen hilft jedoch nicht, um die Ausbreitung des Coronavirus‘ einzudämmen. Denn nicht nur geht es um die physische, sondern auch um die geistige Gesundheit der Kinder und Jugendlichen und ihre Rechte auf Bildung und Teilhabe, die allesamt durch die eindimensionale Schulpolitik gefährdet werden.
Schulschließungen, so stellten es unisono Auswertungen des letzten Jahres fest, halfen als Teil der Lockdown-Maßnahmen eine Ausbreitung des Coronavirus einzudämmen. Doch diese Schulschließungen wirkten sich sehr negativ auf die Mehrheit der Hamburger Schüler:innen aus. Die soziale Bedeutung des Lernorts Schule wurde wiederholt herausgestellt; sie dient jedoch vorrangig als Begründung, in den Schulen Regelunterricht abzuhalten, als ob dieser schon vor Corona mangelhafte Unterricht gerade jetzt den emotionalen und sozialen Bedürfnissen und Lagen der Kinder und Jugendlichen gerecht werden würde. 

Ohne Frage gilt es Schulschließungen zu verhindern. Doch dafür müssen, wie alle relevanten Bildungsakteure schon im Sommer 2021 forderten, Wege eröffnet werden, die den Trott von „Regelunterricht nach Stundentafel“ verlassen und alternative Unterrichtsformate in großem Maße ermöglichen – und zu ermutigen. Das Mindeste wäre die Einrichtung eines Bildungs-Rates, auf dem gemeinsame Erfahrungen aus der Schulpraxis der letzten anderthalb Jahre zusammengetragen und reflektiert werden könnten, um daraus ein machbares und von vielen Schultern getragenes Konzept zu entwickeln. Denn es gilt Schulschließungen zu verhindern. Genau dafür braucht es Unterrichtsformate, die sowohl den notwendigen Gesundheitsschutz wie die Erfüllung des Rechts auf Bildung und Teilhabe ermöglichen. Beides kommt derzeit zu kurz und damit laufen auch die Hamburger Schulen Gefahr, wieder vollends geschlossen zu werden. Eine aus unserer Sicht wirksame Maßnahme, um das Infektionsgeschehen und weitere Erkrankungen zu minimieren, wäre ein früherer Beginn der Weihnachtsferien, sodass der Zeitraum des sicheren Gesundheitsschutzes deutlich verlängert würde. Selbstverständlich muss bei Bedarf eine Notbetreuung vorgehalten und seitens der Arbeitgeber freie Tage dafür gewährt werden.
Die Bürgerschaft möge beschließen:

Der Senat wird aufgefordert,

1. Nach Beratung mit den Kammern gemeinsam mit den Schulvertretungen alles Notwendige dafür vorzubereiten, den Beginn der Weihnachtsferien auf den 20. Dezember vorzuverlegen;

2. Entsprechend den an den Schulen zeitnah abzufragenden Bedarfen eine Notbetreuung an den Schulen einzurichten;

3. Eltern die Möglichkeit zusätzlicher Kind-frei-Tage zur Betreuung ihrer Kinder einzuräumen;

4. Umgehend zu evaluieren, welche in Hamburg stattgefundenen alternativen Beschulungskonzepte, die im letzten Jahr entwickelt wurden (best practices) und wie sie sinnvoll einzuführen sind, um die emotional-soziale Belastung der Kinder und Jugendlichen zu mildern;
5. In den frei gewordenen Tagen vor den Weihnachtsfeiertagen einen Bildungs-Rat einzuberufen, der aus den Vertretungen der Schulformen, der Kammern, den Gewerkschaften, der Wissenschaft und der Bürgerschaft besteht, und auf Grundlage der evaluierten best practices alternative Beschulungsformen für die Hamburger Schulen unter den Bedingungen der Coronapandemie festlegt;

6. Der Bürgerschaft zum 19. Januar 2022 zu berichten.

